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Zur Eindämmung des Klimawandels hat sich die Bundes-
republik im integrierten Energie- und Klimaprogramm (2007)
u.a. das Ziel gesetzt, die jährlichen Treibhausgasemissionen
bis zum Jahr 2020 um 40 % gegenüber 1990 zu ver rin-
gern. 1) Hinzu kommt das Energiekonzept der Bundesregie-
rung (2010). Hier werden Leitlinien für die zukünftige Ener-
gieversorgung im Sinne einer langfristigen Gesamtstrategie
bis 2050 formuliert. Den erneuerbaren Energien kommt da-
bei eine herausgehobene Rolle zu. Sie sollen in Zukunft den
größten Teil des Energiemixes einnehmen, indem sie die
konventionellen Energieträger kontinuierlich ersetzen. Fol-
gerichtig wird der Klimaschutz in viele Handlungsfelder in-
tegriert, so auch vermehrt in das Bauplanungsrecht. Seit
2011 gilt das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei
der Entwicklung in den Städten und Gemeinden (sog. Kli-
maschutznovelle). Durch die Aufnahme des Klimaschutzes
und der Energieeffizienz in die Zielvorgaben des Baugesetz-
buches wird deren Stellenwert gefestigt und als städtebau-
liches Erfordernis anerkannt. Damit haben Städte und Ge-
meinden die grundsätzliche Befugnis erhalten, klimaschutz-
bezogene Regelungen zu treffen. Dies erweitert und ergänzt
die Darstellungs- und Festsetzungsmöglichkeiten für erneu-
erbare Energien in Flächennutzungs- und Bebauungsplä-
nen. 
Unbestritten ist, dass Klimaschutz und Energiewende glo-
bale und komplexe Aufgaben sind, deren Umsetzung je-

doch bis auf die lokale Ebene mitgetragen werden muss.
Für Städte und Gemeinden eröffnet sich ein breites Chan-
cen- und Aufgabenspektrum, um aktiv zu werden. So kön-
nen Kommunen als Verantwortliche für Flächennutzungs-
und Bebauungspläne wichtige Rahmenbedingungen für
den Klimaschutz schaffen, Energieeffizienzmaßnahmen um-
setzen und den Klimaschutz verbindlich machen. Weiterhin
leisten sie einen wichtigen Beitrag zur Standortentwicklung
für erneuerbare Energien. 2)

Die Auseinandersetzung von isu-aktuell mit den regenera-
tiven Energien in der Bauleitplanung ist auf zwei Ausgaben
ausgelegt. Der hier vorliegende erste Teil beleuchtet die
zentrale Rolle von Energie- und Klimaschutzkonzepten als
Ideenpool und Entscheidungsgrundlage. Anschließend wer-
den die wichtigsten großmaßstäblichen Formen der rege-
nerativen Energiegewinnung und die zugehörigen planeri-
schen Steuerungserfordernisse und -möglichkeiten, haupt-
sächlich auf der Ebene des Flächennutzungsplans, in Sinne
eines zusammenfassenden Überblickes nebeneinander ge-
stellt. Der zweite Teil von isu-aktuell zum Thema der rege-
nerativen Energien wird den Schwerpunkt auf kleinmaßstäb-
liche Energiegewinnung sowie die objektbezogene Maß-
nahmen einschließlich der Energieeinsparung legen. Hier
steht dann das Instrumentarium des Bebauungsplans im
Vordergrund.

KOMMUNALE ENERGIE- UND
KLIMASCHUTZKONZEPTE ALS ZENTRALE
SCHALTSTELLE

Für die Einführung eines Energie- und Klimaschutzmana-
gements bieten Energie- und Klimaschutzkonzepte den
Kommunen eine sinnvolle Grundlage. Ihr Spektrum reicht
vom Aufzeigen von Ausbaupotenzialen für erneuerbare
Energien über die Steigerung der Energieeffizienz für das
gesamte Gemeindegebiet bis zu individuellen Empfehlun-
gen für die Energieeinsparung. So werden Anreize für lang-
fristige strategische Entscheidungen gegeben, die Umset-
zung wird bis hin zur Planungssicherheit mittels Bauleitpla-
nung vorbereitet.

REGENERATIVE ENERGIEN IN DER BAULEITPLANUNG
TEIL 1: ENERGIEKONZEPTE UND FLÄCHENBEDEUTSAME PLANUNG
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Abbildung 1: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
 Reaktorsicherheit (BMU): Entwicklung der erneuerbaren Energien
in Deutschland im Jahr 2011, Stand Juli 2012

Beitrag der erneuerbaren Energien zur Strombereitstellung
in Deutschland
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Kommunale Handlungsfelder 
Ansatzpunkte für den kommunalen Klimaschutz bestehen
in vielfacher Hinsicht. Konkrete Einsparungspotenziale er-
geben sich beispielsweise im Hinblick auf kommunale Ge-
bäude (Stichwort: Innen- und Außendämmung). Aber auch
gemeindeweit wie bei der Gestaltung des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs, der Optimierung der Energieversorgung
sowie der Energienutzung (Stichwort: effiziente Stromnut-
zung) kann die Kommune Energie einsparen. 3)

Zur verstärkten Gewinnung erneuerbarer Energien ist die
Standortplanung für solche Anlagen der Schüssel. Voraus-
gehen muss eine Analyse der Potenziale mit dem Ziel der
Bereitstellung geeigneter Flächen. Dazu zählen beispiels-
weise die Ermittlung von Strahlungspotenzialen (Sonnen-
scheindauer) für die Nutzung von Photovoltaikanlagen oder
die Ermittlung von Gebieten mit günstigen geologischen
Verhältnissen für einen effizienten Ausbau der Tiefenge-
othermie. Bei der Frage, ob Windkraft vor Ort sinnvoll ge-
nutzt werden kann, werden die Potenziale wesentlich durch
die Windhöffigkeit definiert. Zudem müssen immer auch
vielfältige Nutzungskonflikte möglicher Anlagen berücksich-
tigt und planerisch gelöst werden.

Abbildung 2: Kommunale Handlungsfelder. Eigene Darstellung
2013, verändert nach: Dena – Deutsche Energie Agentur: Energie -
effiziente Kommune: www.energieeffiziente-kommune.de

Auch die kommunale Bauleitplanung kann eine energieef-
fiziente Entwicklung unterstützen. Bereits bei der Festle-
gung des Umfangs und der räumlichen Verteilung der Sied-
lungsentwicklung können und sollten naturräumliche sowie
klimatologische Rahmenbedingungen der Standorte ange-
messen berücksichtigt werden, auf eine kompakte und
energieoptimierte Siedlungsstruktur hingewirkt und frühzei-
tig Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung bei der Nutzung
von Wärmeenergie gesucht werden. Intelligente Entwurfs-
prinzipien neuer Baugebiete spielen dabei eine große Rolle.
So ist beispielsweise die Realisierung kompakter städte-

baulicher Strukturen ein sinnvolles Ziel, indem u.a. durch
Baukörperstellung der Wärmebedarf der Gebäude reduziert
sowie die Voraussetzungen für die Nutzung erneuerbarer
Energien und eine effiziente Versorgung mit Wärmeenergie
geschaffen werden. Hierzu hat der Bundesgesetzgeber im
Baugesetzbuch (insb. § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) verschie-
dene Festsetzungsmöglichkeiten für Bebauungspläne ge-
schaffen. Um die Möglichkeit hierfür wirkungsvoll nutzen
zu können, müssen die Bedingungen einer energetisch ef-
fizienten Entwicklung des Baugebiets bereits frühzeitig ge-
klärt werden. Dies erfolgt sinnvollerweise in vorgeschalteten
Energiekonzepten für die jeweiligen Baugebiete.
Ein weiteres Handlungsfeld stellt die energetische Sanie-
rung des Siedlungsbestandes dar. Hier geht es um eine Ver-
besserung des Wärmeschutzstandards und damit um die
Reduzierung des Wärmebedarfs sowie der Umstellung der
Wärmeversorgung auf eine energieeffizientere Basis.

Ziele und Inhalte
In der Praxis ist festzustellen, dass auf kommunaler Ebene
vielfach unabhängige Einzelmaßnahmen ohne eine überge-
ordnete Gesamtkoordination umgesetzt werden. Dies führt
dazu, dass Energiepotenziale nicht effizient genutzt wer-
den – wie z.B. bei Biogas- oder Tiefengeothermie-Anlagen
zur reinen Stromerzeugung ohne sinnvolle Wärmekonzepte.
Vergleichbar dem Ansatz des Flächennutzungsplans (FNP)
in der räumlichen Planung, der die Grundzüge der beab-
sichtigten Entwicklung für das gesamte Gemeindegebiet
festlegt, zeigt ein Energie- und Klimaschutzkonzept ganz-
heitliche energetische Konzepte und Planungsziele auf. Ba-
sis dafür bildet eine Analyse des Ist-Zustands mit einem
groben Ausblick auf zu erwartende Entwicklungen.
Die Erstellung eines Energienutzungsplans gliedert sich in
drei Hauptphasen (siehe nachfolgendes Flussdiagramm).
Der räumliche Bezug ist dabei sowohl für die Bestands-
und Potenzialanalyse als auch für die Konzeptentwicklung
von großer Bedeutung. Nur wenn herausgearbeitet wird,
wie Energiebedarf, Energieinfrastruktur und Energiepoten-
ziale sowie mögliche Einsparungen räumlich verknüpft sind,
können optimale Lösungen für die nachhaltige Energiever-
sorgung einer Gemeinde gefunden werden. Möglichkeiten
hinsichtlich Energieeinsparung, Effizienzsteigerung und ei-
ner Umstellung auf regenerative Energieträger können so
auf Basis eines Energie- und Klimaschutzkonzepts aufei-
nander abgestimmt werden. 4)

Bedeutung für die Bauleitplanung
Für eine sachgerechte Bauleitplanung sind neben den
rechtsförmlichen Instrumenten und Vorgaben auch infor-
melle Planungen wie z.B. energetische Konzepte, städte-
bauliche Machbarkeitsstudien oder Masterpläne von Be-
deutung. Gerade für die Aufgaben des Klimaschutzes
nimmt die Bedeutung solcher Quellen zu. Sie dienen der
fachlichen Fundierung der formalisierten Planungen und
zugleich der Vorbereitung planerischer Entscheidungen im
Prozess der politischen Willensbildung der Entscheidungs-
träger. Informelle Planungsinstrumente sind häufig auch gut
geeignet, Planungsbetroffene in den Planungsprozess aktiv
einzubeziehen und auf diese Weise Nutzungskonflikte, aber
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auch potenzielle Widerstände zu erkennen und planerisch
aufzugreifen sowie zu einer besseren Akzeptanz und Un-
terstützung der Planung bei den Betroffenen zu sorgen. 4)

STEUERUNGSMÖGLICHKEITEN- UND -ERFORDER-
NISSE IM BEREICH DES KLIMASCHUTZES AUS
PLANUNGSFACHLICHER SICHT
Das Erfordernis zur Steuerung von Anlagen zur Energiege-
winnung durch die räumliche Planung kann in Abhängigkeit
gesehen werden zur Maßstäblichkeit des jeweiligen Vorha-
bens. Eine Unterscheidung in großmaßstäbliche und klein-
maßstäbliche Anlagen bietet sich an. Unter Letzteren sind
solche zu verstehen, die meist als Teil von Einzelbauvorha-
ben realisiert werden und in dieser Betrachtung keiner vor-
rangigen Steuerung, im Sinne von großräumigen Land-
schafts- und Umweltauswirkungen, bedürfen. In diese Ka-
tegorie gehören z.B. Photovoltaikanlagen auf Dächern oder
an Fassaden, Kleinstwindenergieanlagen auf privaten
Grundstücken oder auch Wärmepumpen.
Steuerungsbedürftig sind vor allem großmaßstäbliche An-
lagen. Da sie in der Regel außerhalb von Siedlungen und
damit im planungsrechtlichen Außenbereich errichtet wer-
den, ist die Unterscheidung zwischen „privilegierten Vorha-
ben“ (Windenergie) und „nicht-privilegierten  Vorhaben“
(Photovoltaik, Geothermie, Biomasse) gemäß § 35 Bauge-
setzbuch von besonderer Bedeutung (siehe Abbildung 4).
Bekanntermaßen können die Auswirkungen von Anlagen
zur Nutzung erneuerbarer Energien vielfältig sein. Sie rei-

chen von Immissionen (z.B. Blendeffekte bei Solarparks,
Diskoeffekte, Schattenwurf, Lärm bei Windkraftanlagen, Ge-
rüche, Verkehrslärm bei Biomasse-Anlagen) über Konflikte
mit dem Landschaftsbild u.U. mit einhergehenden Image-
verlusten (z.B. in Tourismusregionen) bis hin zu nachteiligen
Auswirkungen auf den Naturhaushalt (besonders auf den
Artenschutz). Die gemeindliche Bauleitplanung erbringt folg-
lich einen bedeutenden Beitrag, diese Konflikte zu erken-
nen und einen angemessenen Interessenausgleich mit dem
Ziel einer Konfliktminimierung zu leisten. 5) Gerade mit den
Zielstellungen von Klimaschutz und Energiewende kann der
Umgang mit regenerativen Energien allerdings nicht alleine
auf das Konfliktmanagement verengt werden, vielmehr ist
auch eine aktive Förderung von regenerativen Energien ge-
boten. Der Bau und die Nutzung soll dort impliziert bzw. er-
möglicht werden, wo solche Anlagen zweckmäßig und un-
empfindlich oder nur vertretbar empfindlich gegenüber kon-
kurrierenden Raumansprüchen sind.
In der kommunalen Bauleitplanung kann in erste Linie der
Flächennutzungsplan zu einer strategischen Gesamtpla-
nung und damit auch zur Umsetzung von Klimaschutzzielen
beitragen. Das größte Gewicht kommt ihm vor allem bei
der Standortplanung der gängigen, flächenmäßig bedeu-
tenden Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien wie
Biomasse, Windkraft, Photovoltaik oder Geothermie zu.
Hervorzuheben ist die Möglichkeit nach Baugesetzbuch
(BauGB), für privilegierte Vorhaben über sachliche Teilflä-
chennutzungspläne die Darstellung von sog. Konzentrati-
onsflächen Gebiete für erneuerbare Energien und deren
Nutzung in größerem Umfang bereitzustellen. Folge ist,

Abbildung 3: 
Phasen der Erstellung eines Energie- und Klimaschutzkonzepts. Eigene Darstellung 2013, 
entwickelt nach: Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit: Leitfaden Energienutzungsplan, 2011

ANLAGEN ZUR ENERGIEGEWINNUNG

Großmaßstäbliche Anlagen

Privilegierte 
Vorhaben

Windkraft
Flächig

Geothermie + Biomasse
Punktuell

Nicht-privilegierte
Vorhaben

Kleinmaßstäbliche Anlagen

n   Photovoltaik auf Dächern

n   Windräder auf Gebäuden

n  Wärmepumpen auf Privatgrundstücken
Freiflächenphotovoltaik

Abbildung 4:  Anlagen zur Energiegewinnung – Systematik unter planungsrechtlichen Gesichtspunkten, nicht abschließende Nennungen.
Eigene Darstellung 2013
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dass durch die entsprechenden Darstellungen im Flächen-
nutzungsplan Anlagen für erneuerbare Energien in den von
den Städten und Gemeinden ausgewiesenen Gebieten im
Sinne einer positiven Steuerungsfunktion rechtlich ermög-
licht werden. Im Gegenzug können sie in allen anderen Ge-
bieten ausgeschlossen werden. Auch kann durch Standort-
entscheidungen auf der Ebene des Flächennutzungsplans
als vorbereitender Bauleitplan bereits auf eine energetisch
günstige Lage von Baugebieten hingewirkt werden. Mit der
BauGB-Novelle 2011 ist es im Flächennutzungsplan nun-
mehr ebenso möglich, die Ausstattung des Gemeindege-
biets mit Anlagen, Einrichtungen und sonstigen Maßnah-
men, die dem Klimawandel entgegenwirken, darzustellen.
Dazu gehören insbesondere Maßnahmen zur dezentralen
und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Spei-
cherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren
Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung. 5)

Auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung, also über
Bebauungspläne, existiert eine Reihe von weitergehenden
Möglichkeiten der städtebaulichen Optimierung hinsichtlich
des Energieverbrauchs und damit der Berücksichtigung
des Klimaschutzes. Durch entsprechende Festsetzungen
können die Voraussetzungen für die Nutzung erneuerbarer
Energien geschaffen werden. Beispiele hierfür sind Flächen
für die Nutzung von Erdwärme auf den Baugrundstücken
oder in Baugebieten, Vorkehrungen für die Nutzung von So-
larenergie an Gebäuden, Flächenbereitstellung für quartiers-
bezogene Nutzung erneuerbarer Energien sowie Flächen-
bereitstellung für die Energiewirtschaft, etwa Windparks,
Anlagen zur Energiegewinnung aus Biomasse oder Solar-
parks. Mit der Novelle 2011 wurde zudem klargestellt, dass
Flächen zur zentralen oder dezentralen Erzeugung, Vertei-
lung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder
Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopp-
lung in allen Baugebieten festgesetzt werden können. 2)

Im Folgenden wird gemäß der aufgezeigten Unterschei-
dung nach der Maßstäblichkeit der Umgang mit den we-
sentlichen großmaßstäblichen Anlagentypen in der Flä-
chennutzungsplanung im Überblick dargestellt. Dabei wird
eine Ansiedlungsabsicht im heutigen Außenbereich ange-
nommen.

Privilegierte Vorhaben – Windenergie 
Mit der Einführung der Privilegierung von Windenergiean-
lagen im Außenbereich im Jahr 1997 hat der Bundesgesetz-
geber einen wesentlichen Impuls zur verstärkten Nutzung
der Windenergie gegeben. Gleichzeitig wurde mit dem sog.
Planungsvorbehalt ein Instrument zur räumlichen Steue-
rung, u.a. auf der Ebene des Flächennutzungsplans an die
Hand gegeben und damit dem Umstand Rechnung getra-
gen, dass durch eine vielfache und ungesteuerte Errichtung
solcher Anlagen erhebliche negative städtebauliche Aus-
wirkungen auftreten können. 6)

Durch eine vorausschauende, auf das gesamte Gemeinde-
gebiet bezogene Planung kann auf die berührten öffentli-
chen Belange – insbesondere auf den Schutz des Land-
schaftsbildes, den Nachbarschutz, den Naturschutz (Lärm,
Schattenwurf, Diskoeffekt) und den Fremdenverkehr –

Rücksicht genommen werden. Die Standortfestlegung be-
rücksichtigt daher nicht nur die Faktoren eines effizienten
Betriebs der Anlagen (Windhöffigkeit, gute Erschließung,
gute Anbindung an ein Stromnetz), sondern auch die Ab-
sicht, die anderen öffentlichen Belange so gering wie mög-
lich zu beeinträchtigen. Bei der Standortfestlegung kom-
men begünstigende wie beschränkende Kriterien zum Tra-
gen, die der transparenten und fachlich nachvollziehbaren
Bewertung von Standorten dienen. Erforderlich für eine
Steuerung ist ein schlüssiges Planungskonzept, das auf
das gesamte Gemeindegebiet bezogen sein muss (siehe
BVerwG, Urt. v. 17.12.2002 – 4 C 15/01). Mit Blick auf die
von § 35 Abs. 3 BauGB ausgehende Ausschlusswirkung
der Darstellung von Eignungs- bzw. Konzentrationsflächen
reicht eine teilräumliche Planung nicht aus. Die Eignungs-
flächen können im Flächennutzungsplan als „Vorrangflä-
chen für Windkraftanlagen“ dargestellt werden. Dabei er-
weist es sich als erforderlich, diese als überlagernde Dar-
stellung zu fassen, da unter der Windenergienutzung häufig
eine andere Nutzung möglich bleibt (i.d.R. eine landwirt-
schaftliche Nutzung). 6)

Speziell für das Bundesland Rheinland-Pfalz wird auf die
jüngst erfolgte Teilfortschreibung des Landesentwicklungs-
programms (LEP IV) zu den regenerativen Energien mit dem
Schwerpunkt auf der erweiterten Zulässigkeit von Wind-
energieanlagen nach raumordnerischen Gesichtspunkten
verwiesen.
Die Aufstellung eines Bebauungsplans kann erforderlich
sein, wenn die Steuerung durch Standortfestlegung im Flä-
chennutzungsplan oder die immissionsschutzrechtliche
Überprüfung im Genehmigungsverfahren nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) als nicht ausrei-
chend erscheint, um die durch das Vorhaben voraussicht-
lich aufgeworfenen Konflikte zu lösen. Als Regelungsinhalte
kommen z.B. die Lage der einzelnen Anlagen (zur Schaf-
fung ausreichender Abstände, Freihaltung von Bereichen),
die Festlegung der Erschließung, die Steuerung von Neben-
anlagen oder auch Aspekte des Natur- und Landschafts-
schutzes in Betracht. 6)

aktuell 3 /2013
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Nicht-Privilegierte Vorhaben – Freiflächenphotovoltaik
Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes für den Vorrang Erneu-
erbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz / EEG) im
Jahr 2000 stieg die Nutzung von Photovoltaik kontinuierlich
an. Heute werden, neben der nach wie vor intensiven Be-
legung von Dachflächen, auch Standorte für Freiflä-
chenphotovoltaikanlagen umgesetzt. Bei ersterem Anlagen-
typ führt die Photovoltaik, da in vorhandene bzw. zu errich-
tende Baulichkeiten integriert, zu keinem ins Gewicht fal-
lenden zusätzlichen Flächenverbrauch. Wechselwirkungen
mit der Umgebung sind höchstens kleinräumig gegeben.
Bei letzterem Anlagentyp ist der Flächenverbrauch aller-
dings bedeutend. 6)

Ebenerdigen flächigen Freilandphotovoltaikanlagen sind
vielfältige Umweltauswirkungen, besonders die Beeinträch-
tigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes
sowie Bodenversiegelung, zuzuschreiben. Entsprechend
ist eine planerische Steuerung und Festlegung der geeig-
neten Standorte unverzichtbar. Dabei spielt wiederum die
Ebene des Flächennutzungsplans eine wichtige Rolle. Wie
auch bei der Windenergie haben Gemeinden die Möglich-
keit, geeignete Standorte für die Photovoltaik zu erkunden
und durch Darstellung im Flächennutzungsplan die Stand-
ortsuche von Anlagenbetreibern zu steuern. Die Auswei-
sung entsprechender Flächen hat jedoch eine andere Re-
levanz als bei der Windenergie. Da die Photovoltaik nicht
mit einer Privilegierung im Außenbereich ausgestattet ist,
ist eine Positiv-Ausweisung im Flächennutzungsplan not-
wendige Voraussetzung. Ergänzend ist zu erwähnen, dass
Photovoltaikanlagen bei großer Flächenausdehnung raum-
ordnerisch relevant sein können. Die Grenze für die dann
gegebene Erforderlichkeit vorgeschalteter raumordneri-
scher Prüfungen wird in den Bundesländern unterschiedlich
gezogen.
Die Suche nach geeigneten Standorten wird vorrangig auf
die sich nach dem Erneuerbare-Energie-Gesetz (EEG) for-

mulierten Einspeisevergütungen abzustellen sein. Danach
sind vor allem bereits versiegelte Standorte, Konversions-
flächen aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbauli-
cher oder militärischer Nutzung sowie Flächen längs von
Autobahnen oder Schienenwegen bis zu einer Entfernung
von 110 Metern in den Blick zu nehmen. Auch müssen, als
weitere wichtige Voraussetzung, die Möglichkeiten der
Netzeinspeisung, sowie auf Ebene der Regionalplanung ge-
sicherte Vorrang- und Vorbehaltsgebiete berücksichtigt wer-
den. Weiterhin wird es auch auf die Umweltauswirkungen
ankommen. Die möglichen Effekte für das Landschaftsbild
sind gemessen an den lokal prägenden Faktoren zu be -
werten. 6)

Bei der Aufstellung eines Bebauungsplans können und
müssen die Folgen der geplanten ebenerdigen flächigen
Photovoltaik umfassend untersucht und geeignete Maß-
nahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich der nachteili-
gen Auswirkungen festgesetzt werden. Als Gebietsart
kommt ein Sondergebiet z.B. mit der Zweckbestimmung
Solarpark in Betracht. Je nach den örtlichen Erfordernissen
und Gegebenheiten sind weitere Details der dort zulässigen
Anlagen zu regeln. 6)

Nicht-Privilegierte Vorhaben – Biomasse und
 Geothermie
Mit dem Betrieb von größeren Biomasseanlagen zur Ener-
giegewinnung gehen üblicherweise Geruchsimmissionen,
vor allem im Bereich der Hauptwindrichtung, Lärmimmis-
sionen vornehmlich durch den Zulieferverkehr, sowie oft
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes durch industrie-
artige Bauwerke einher. 6) Wegen erkennbarer Konflikte mit
öffentlichen Belangen sind die Anlagen im Außenbereich
deswegen zunächst nicht zulassungsfähig.
Bei einer zur Steuerung der Ansiedlung durchzuführenden
Standortsuche für Biomasseanlagen sind vornehmlich die
Vermeidung und Minderung der Beeinträchtigungen auf-
grund von Gerüchen und Lärm z.B. durch ausreichenden
Abstand zu schutzwürdigen Nutzungen, die ausreichende
Erschließung einschließlich einer möglichst günstigen Lage
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zu den Bezugsquellen der Biomasse sowie die Vermeidung
und Minderung von Beeinträchtigungen des Landschafts-
bildes zu beachten. Auf dieser Grundlage kommt dann die
Darstellung von Sonderbauflächen im Flächennutzungs-
plan, meist bezogenen auf konkretisierte Ansiedlungsab-
sichten, in Betracht. 
Bei der nachfolgenden Aufstellung eines Bebauungsplans
ist die Abgrenzung zu dem gegebenenfalls erforderlichen
Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) zu beachten. Dies führt dazu,
dass viele anlagenbezogene Festlegungen, die sinnvoller-
weise im Rahmen des Genehmigungsverfahrens als Aufla-
ge aufgegeben werden, im Bebauungsplan verzichtbar
sind. Die enge Abstimmung mit der zuständigen Behörde
ist zu empfehlen. 6)

Geothermieanlagen sind zu unterscheiden in oberflächen-
nahe Anlagen (bis 400 Meter Tiefe) und Anlagen der Tiefen-
geothermie (bis ca. 4.500 Meter Tiefe). Beachtlich ist, dass
die Nutzung von Anlagen zur Geothermie häufig spezieller
Genehmigungen nach dem Bergrecht und nach dem Was-
serrecht bedarf. Welche Anforderungen dabei zu berück-
sichtigen sind, richtet sich nach dem Anlagentyp. Bei ober-
flächennahen geothermischen Anlagen, die auf einem
Grundstück liegen und im Zusammenhang mit dessen bau-
licher Nutzung stehen (z.B. für die Beheizung), werden das
Bergrecht und die danach erforderlichen Genehmigungen
nicht tangiert. Für größere Anlagen und für Einrichtungen
der Tiefengeothermie greifen demgegenüber die Anforde-
rungen des Bergrechts. Neben der einschlägigen Bewilli-
gung ist dann regelmäßig auch ein bergrechtlicher Betriebs-
plan erforderlich. 6)

Bei der Beurteilung der Potenziale für die Nutzung von Geo-
thermie und der Lokalisierung von geeigneten Standorten
machen es vor allem der Grundwasser- und Bodenschutz
erforderlich, das gesamte Gemeindegebiet und die unter-
schiedlichen geologischen und hydrologischen Vorausset-
zungen in den Blick zu nehmen. Hinzu treten u.U. Restrik-
tionen aus dem Bereich des Natur- und Artenschutzes oder
der Vorrang anderer Nutzungen. Die Ergebnisse einer sol-
chen Eignungsuntersuchung können dann als überlagernde
Darstellung in den Flächennutzungsplan aufgenommen wer-
den. 6)

Soll eine Geothermieanlage im Außenbereich errichtet wer-
den, die nicht genehmigt werden kann, weil öffentliche Be-
lange beeinträchtigt werden, ist die Aufstellung eines Be-
bauungsplans erforderlich. Als Baugebietstyp kommt ein
Sondergebiet mit entsprechender Zweckbestimmung in Be-
tracht. Durch einschlägige ergänzende Festsetzungen kann
und muss ggf. ein Ausgleich zwischen den widerstreitenden
Belangen erreicht werden. Gleichzeitig schafft der Bebau-
ungsplan Rechtssicherheit. Es ist zu beachten, dass die
Aufstellung des Bebauungsplans die ggf. nach dem Berg-
recht und nach dem Wasserrecht erforderlichen Genehmi-
gungen, Erlaubnisse und Betriebspläne nicht ersetzt. 6)

Neben den Potenzialen der Tiefengeothermie ist auf kon-
trovers geführte öffentliche Diskussionen hinzuweisen, wo-
nach der – bisher nicht bestätigte – Verdacht im Raum
steht, dass durch Tiefenbohrungen Erdbeben ausgelöst
werden (Beispiel Landau in der Pfalz).

KURZ NOTIERT
NÜTZLICHE LINKS:

Beratung für Kommunen
difu-Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz: 
http://kommunen.klimaschutz.de/portal.html
Hinweise und Checkliste zum Vorgehen bei Klimaschutz-
und Energiekonzepten
Deutsche Energie Agentur dena: 
www.energieeffiziente-kommune.de

Förderung und Finanzierung
BMU: http://www.bmu.de/themen/forschung-foerderung/
foerderprogramme/
Deutsche Bundesstiftung Umwelt: http://www.dbu.de/
Förderdatenbank: http://www.foerderdatenbank.de/
Klimaschutzinitiative des Bundesumweltministeriums:
http://www.klimaschutz.de/
Kreditanstalt für Wiederaufbau – KfW Bankengruppe:
https://www.kfw.de/kfw.de.html 

Weitere Informationsangebote
Informationsportal „kommunal erneuerbar“: 
http://www.kommunal-erneuerbar.de/
Baufachlicher Service des Bundesamts für Bauwesen und
Raumordnung: http://www.bbr.bund.de/cln_032/
sid_E2BB17C81B37010154BF3C12B1E4EBEA/DE/Home/
homepage_node.html?_ nnn=true 
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